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FÜHRERSCHEIN WIEDER TEURER DURCH
GEBÜHRENERHÖHUNG BEI TÜV/DEKRA ?
Einführung eines e-Prüfprotokolls mit fraglichem Nutzen

1. Elektronisches Prüfprotokoll für
praktische Fahrerlaubnisprüfung
Mit erheblichem Aufwand wird derzeit 
die optimierte praktische Fahrerlaub-
nisprüfung entwickelt. So soll statt der 
bisherigen Papierform ein elektroni-
sches Prüfprotokoll eingeführt werden, 
um die Fahrkompetenz des Bewer-
bers besser einschätzen zu können. 
Der Prüfer bewertet und dokumentiert 
die Leistungen des Bewerbers wäh-
rend der Prüfung auf einem mobilen 
Endgerät mit Noten von sehr gut bis 
ungenügend. Bisher ist unklar, wie / 
wodurch der hauptsächlich technisch 
ausgebildete Prüfer befähigt sein soll, 
eine derartige Bewertung abzugeben 
und insbesondere das Verhalten des 
Bewerbers unter einer anormalen, psy-
chischen Drucksituation bei derart de-
taillierter Bewertung gerecht würdigen 
zu können. Das Ergebnis unserer dies-

bezüglichen Nachfrage beim Verband 
der technischen Überwachungsvereine 
(VdTÜV) ergab leider keinerlei Erkennt-
nisse, da unsere Fragen nicht konkret 
und nur sehr ausweichend beantwortet 
wurden. Daher ist zu vermuten, dass 
der pädagogisch-psychologische Anteil 
im Ausbildungsgang eines Prüfers einen 
deutlich untergeordneten Umfang inne-
hat. Das deckt sich dann mit unseren 
anderweitig gesammelten Erfahrungen 
zu diesem Thema. Trotz e-Prüfprotokoll 
soll, einigen Informationen zufolge, am 
Ende der Prüfung noch ein handschrift-
lich ausgefülltes Papierprotokoll für den 
Bewerber erstellt werden.

Um diese Dokumentation an mobilen 
Endgeräten während der Prüfung durch-
führen zu können ist nach aktuellem 
Kenntnisstand geplant, die Prüfzeit zu 
verlängern und eine Anpassung der Ge-

bührenordnung anzustreben. Die erneu-
te Verteuerung der Fahrerlaubnisprüfung 
(aktuell für Klasse B: 84,97 Euro brutto 
nur praktische Prüfung) ist dann die un-
ausweichliche Folge. Die Relation zu 
einer Fahrstunde (etwa zwischen 30 bis 
40 Euro für eine Übungsfahrt und rund 
10 Euro mehr für die Sonderfahrten, Ab-
weichungen sind möglich) ist bereits jetzt 
längst verloren gegangen.

Zudem handelt es sich bei einer prak-
tischen Fahrerlaubnisprüfung für die 
meisten Bewerber um die erste Prüfung 
ihres Lebens, bei dem kein rein theo-
retisches Ergebnis zu präsentieren ist, 
sondern bei dem ihr konkretes Verhal-
ten über einen zusammenhängenden 
Zeitraum genau beobachtet wird und 
damit zu einer deutlichen Steigerung der 
ohnehin hohen psychischen Belastung 
führt. Das Verfahren zur Änderung der 

(C) dasha11 - depositphotos.com
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Gebührenordnung mit vorgenannter 
Kostensteigerung für die praktische 
Prüfung wurde wohl bereits in die 
Wege geleitet.

Schon jetzt ist absehbar, dass ein 
e-Prüfprotokoll den erwünschten Erfolg 
gar nicht erbringen kann. Die festzu-
stellende Kompetenz erschöpft sich in 
einer reinen Basiskompetenz, die pro-
blemlos ohne technische Aufrüstung 
und ohne Verlängerung der Prüfzeit 
festzustellen ist. Der eigentliche Kom-
petenzerwerb, das ist in Fachkreisen 
völlig unstrittig, findet erst durch die 
zunehmende Fahrerfahrung nach Er-
werb der Fahrerlaubnis statt. Hier gilt 
es anzusetzen und mit entsprechenden 
Mitteln einzugreifen, die ggf. sogar 
kostenneutral umsetzbar sind.

Im Übrigen belegen die Erfahrungen 
mit der Einführung der theoretischen 
PC-Prüfung klar, dass die im Zuge 
der Einführung angepriesenen positi-
ven Veränderungen nicht nachweisbar 
sind. Auf die nachfolgenden Ausfüh-
rungen wird verwiesen.

2. Theoretische
Fahrerlaubnisprüfung am PC
Die seit 2010 flächendeckend bei al-
len Prüfstellen der Prüforganisationen 
eingeführte PC-Prüfung für Fahrerlaub-
nisbewerber hatte entsprechend der 
Begründung des Bundesrats eine höhe-
re Prüfungsgerechtigkeit, eine bessere 
Verständlichkeit der Fragestellungen, 
einen effizienteren Ablauf und eine 
Reduktion von Fehlerquellen zum Ziel. 
Weiteres Ziel war die voraussichtliche 
Steigerung der Verkehrssicherheit.       
  
Mit der Einführung verbunden war die 
Erhöhung der in der Gebührenordnung 
festgelegten Kosten für die Durchfüh-
rung der theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung am PC um 8,20 Euro zzgl. 
MwSt., was einer Erhöhung um 88% 
entspricht. Festgelegt wurde weiterhin, 
dass ein Euro pro Prüfung (ca. 1,7 Mio. 
Prüfungen pro Jahr) zweckgebunden 
für die Weiterentwicklung der PC-Prü-
fung verwendet werden soll. 2)

Die zur Begründung für die Einfüh-

rung maßgeblichen Faktoren konnten 
bisher nicht mit nachweisbaren Ergeb-
nissen unterlegt werden. Die ohnehin 
nicht weiter begründete Feststellung ei-
ner „positiven Auswirkung auf die Fah-
rerlaubnisausbildung“1) kann mangels 
Messbarkeit als reine Worthülse und 
als „Alibibegründung“ für die gesetz-
liche Durchsetzung gewertet werden. 
Ein tatsächlicher Nutzen ist bisher nicht 
erkennbar, geschweige denn nachge-
wiesen worden.

Eine Publikation der TÜV/DEKRA arge 
tp 21 GbR vom September 2009 trat 
mit ersten Erfahrungen zu dieser neu-
en Form an die Öffentlichkeit. Der we-
sentliche Teil beschäftigt sich mit der 
positiven Annahme dieser Prüfungs-
form durch alle Beteiligten. Wirklich 
objektiv belastbare Hinweise auf eine 
Erhöhung der Verkehrssicherheit fin-
det man nicht. Gerade die Verkehrs-
sicherheit muss bei kostenträchtigen 
Maßnahmen grundsätzlich im Vor-
dergrund stehen. Leider wird dieser 
Begriff in letzter Zeit zur Begründung 
und Durchsetzung der unterschied-
lichsten Vorstellungen verwendet. Den 
Nachweis, wodurch die Steigerung 
der Verkehrssicherheit tatsächlich und 
messbar erfolgen soll, bleiben die Ini-
tiatoren meist schuldig.

Tabelle zur Entwicklung der
praktischen Fahrerlaubnisprüfungen

Obwohl also ein tatsächlicher Vorteil, 
von internen Abläufen bei den Prüfor-
ganisationen einmal abgesehen, nicht 
nachgewiesen ist, wurde der Bürger 
bei den rund 8,8 Millionen Prüfungen 
(siehe Tabelle) bisher mit ca. 85 Mil-
lionen Euro zusätzlich belastet 4). An-
geblich zur Steigerung der Verkehrssi-
cherheit, die, wie bereits erwähnt, bis 
heute nicht nachweisbar stattgefunden 

hat! Auch ein sonstiger Nutzen konnte 
bei objektiver Betrachtung nicht nach-
gewiesen werden 6).

Für die Weiterentwicklung der theore-
tischen Fahrerlaubnisprüfung erhalten 
die Prüforganisationen im Mittel 1,5 
Millionen Euro jährlich da festgelegt 
wurde, dass von jeder Theorieprüfung 
ein Euro für diesen Zweck abgezweigt 
wird 2). Somit wurden und werden 
weiter Summen in Millionenhöhe für 
die Weiterentwicklung nur der reinen 
Prüfungsfragen bzw. deren laufende 
Anpassung bereitgestellt. Dass dieser 
gebundene Betrag tatsächlich nur für 
den eigentlichen Bestimmungszweck 
verwendet wird, erscheint mehr als 
zweifelhaft. Insbesondere auch des-
wegen, weil die der Erhöhung zugrun-
de liegende Kalkulationsüberprüfung 
durch die Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Ernest & Young ein Testat nur auf 
Basis „bestmöglicher Einschätzung“ 
abgegeben hat 2). Von tatsächlich tief-
gehend geprüften Nachkalkulationen 
auf betriebswirtschaftlicher Basis durch 
externe Fachgremien ist bisher nichts 
bekannt.

Der Innovationsbericht der Bun-
desanstalt für Straßenwesen (BAST) 
2009/2010 5) erläutert, dass mit Hilfe 
der entwickelten Software „VICOM“, 
die Abbildungen und auch die Video-
sequenzen mit geringem Aufwand va-
riiert werden können. Stellt sich also 
die Frage: Wofür wurden die bisheri-
gen Millionen und werden die jährlich 
weiterhin anfallenden rund 1,4 bis 1,5  
Mio. Euro verwendet? Jedes gute Sys-
temhaus wird bestätigen können, dass 
eine Mittelverwendung in dieser Höhe 
bei betriebswirtschaftlicher Planung 
kaum gerechtfertigt ist. Das gilt umso 
mehr als von der BAST festgestellt wur-
de, dass die wenigen jährlichen Verän-
derungen durch die Software mit ge-
ringem Aufwand durchzuführen sind. 

Die nachfolgend eingefügte Statistik  
zeigt, dass auch die angekündigte 
Senkung des Unfallrisikos junger Fahr-
anfänger ausgeblieben ist. Damit ist 
ein besonders gewichtiges Argument 
für die PC-Prüfung entfallen. Statisti-
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ken über Manipulation von Theorie-
prüfungen sind zwar in Einzelfällen 
bekannt, jedoch in ihrem Umfang 
nach unserer Erkenntnis durch keine 
statistische Erfassung belegt. Damit 
ist die behauptete erhöhte Manipula-
tionssicherheit von theoretischen Fah-
rerlaubnisprüfungen zumindest statis-
tisch nicht nachweisbar. Ein Bewerber 
mit entsprechender Absicht kann sich 
vermutlich auf die veränderten Bedin-
gungen durch passende technische 
Hilfsmittel ebenfalls einstellen. 

Damit sind die wohl wichtigsten offi-
ziellen Begründungen für die teure 
PC-Prüfung letztlich nicht belegt.

3. Fazit
Es steht außer Frage, dass die Ein-
führung eines e-Prüfprotokolls für die 
Prüforganisationen Vorteile in den Ar-
beitsabläufen bringen könnte, ebenso 
wie bei der theoretischen PC-Prüfung. 
Ein sonstiger, nachgewiesener Vorteil 
für den Bewerber ist weder bei der 
Theorieprüfung erkennbar noch zeich-
net er sich beim e-Prüfprotokoll ab. 
Auch wenn die Prüforganisationen im 
Auftrag des Staates handeln heißt das 
nicht, dass sie losgelöst von jeder be-
triebswirtschaftlichen Überlegung han-
deln dürfen.

Die Praxis der Überprüfung eigener Be-
rechnungen rein auf Plausibilität durch 
renommierte, teure Institute mit gutem 
Namen, um dann höhere Mittel vom 
Bürger durch eine angepasste Gebüh-
renordnung einzufordern, bedarf u. E. 
einer genauen Betrachtung. Das gilt 
umso mehr, wenn das Testat weiche 

Formulierungen wie „bestmögliche 
Einschätzung“ enthält. Im Gegenteil 
muss der Staatsauftrag Anreiz sein, 
rationellere Arbeitsgänge zu entwi-
ckeln um mit den vorhandenen Mitteln 
auszukommen. Die Beteiligung immer 
gleicher wissenschaftlicher Berater 
bzw. dessen unterschiedliche Institute 
zur Entwicklung und Begründung stän-
dig neuer „Qualitätsverbesserungen“ 
ändert daran nichts, da nachweisbare 
Erfolge bisher ausgeblieben sind.

Diese Vorgehensweise könnte zum 
Ziel haben, nach außen Qualität auf 
hohem Niveau zu dokumentieren und 
unliebsame Fragen durch wissen-
schaftlich begründete Notwendigkei-
ten im Keim zu ersticken. Nicht selten 
ist es möglich, die beauftragten Wis-
senschaftler mit einfachen Fragen zur 
nachweisbaren Praktikabilität in immer 
gleichlautende Antwortschleifen zu 
bringen, ohne weitere Untermauerung 
der vorgelegten Ergebnisse.

Die bisherigen Erfahrungen jedenfalls 
haben gezeigt, dass derartige Projekte 
keinen nachweisbaren Gewinn an Ver-
kehrssicherheit erzeugen konnten. Er-
zeugt wurden lediglich Kosten für den 
Bürger. Zusammengerechnet mit den 
Aufwendungen für wissenschaftliche 
Untersuchungen, mit denen die neu-
erlichen Projekte entscheidungsreif be-
gründet werden sollen, entstehen dem 
Bürger ganz erhebliche Kosten, die an 
anderer Stelle wesentlich nutzbringen-
der einsetzbar sind.

Bereits jetzt zeichnet sich ab, dass 
auch beim e-Protokoll nicht von einem 
nachweisbaren Nutzen ausgegangen 
werden kann. Nachteile wie höhere 
Prüfgebühren, eine verlängerte Prüfzeit 
und damit eine zusätzliche psychische 
Belastung für die Fahrerlaubnisbewer-
ber stehen in keinem Verhältnis. Soweit 
sich die Prüforganisationen auf den 
Grundsatz der Kostendeckung durch 
die Gebührenordnung berufen, ist in 
erster Linie der nachweisbare Nutzen 
einer kostenproduzierenden Maßnah-
me deutlich darzulegen und in weite-
rer Folge eine zu prüfende Vor- und 
Nachkalkulation einzureichen. 

Auf eine objektive Prüfung der Unter-
lagen durch Institutionen, die den Auf-
trag nicht von den zu prüfenden Or-
ganisationen selbst erhalten, hat der 
„die Zeche zahlende“ Bürger u. E. ein 
Anrecht. Dabei sind bei den berech-
neten Positionen Vergleichsmaßstäben 
aus anderen Bereichen anzulegen, um 
ggf. Scheinkalkulationen oder „Mond-
preise“ aufzudecken, sollte sich hierzu 
ein Verdacht ergeben.

Selbst wenn allen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen blinder Glaube ge-
schenkt werden soll, wäre es trotzdem 
sinnvoll, vor einer flächendeckenden 
Einführung mehrjährige Modellver-
suche in mindestens einem, besser in 
zwei Bundesländern durchzuführen 
und zu evaluieren. Mehrkosten dürfen 
den Bewerbern in dieser Zeit nicht ent-
stehen.

Erst danach kann ein Nutzen für die 
Verkehrssicherheit oder eine Mehrwert 
für die Fahrerlaubnisausbildung durch 
Auswertung der Ergebnisse geprüft 
werden. Während dieser Zeit stellt 
sich dann auch heraus, ob tatsächlich 
eine Prüfzeitverlängerung und damit 
verbunden eine Gebührenerhöhung 
notwendig ist.

Robert Klein - Wolfgang Hesser
Vorsitzende Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer e.V.

Dieses Schreiben wurde dem Bundes-
verkehrsminister sowie allen Landes-
verkehrsministern im Dezember 2014 
zugestellt.

Quellenangaben, soweit nicht
im Text erwähnt:

1) Theorieprüfung am Computer,
arge tp 21, Juli 2008
2) Bundesrats-Drucksache 815/07
3) Kraftfahrt-Bundesamt, Statistik über durch-
geführte Prüfungen
4) 8.8 Mio. Prfg. x 8,20 Euro = 72.160 
000,00 Euro + 13.710 400,00 Euro MwSt. 
= 85.870 400,00 Euro Bürgerbelastung  
5) Das Fahrerlaubnisprüfungssystem und sei-
ne Entwicklungspotentiale – Innovationsbe-
richt 2009/2010
6) Theorieprüfung am Computer, Erste Er-
fahrungen, arge tp 21, September 2009
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30 Prozent Mitschuld
bei „halber Vorfahrt“
Bei einer Kreuzung, an der „Vorfahrt 
von rechts“ gilt, ist der gegenüber 
einem Dritten vorfahrtsberechtig-
te Fahrzeugführer besonders ver-
pflichtet, das Verkehrsgeschehen 
an der Kreuzung aufmerksam zu 
verfolgen. Im vorliegenden Fall der 
„halben Vorfahrt“ muss er prüfen, 
ob der Wartepflichtige, der einem 
von rechts kommenden Fahrrad-
fahrer Vorfahrt zu gewähren hatte, 
noch wartet oder bereits angefah-
ren ist.

Falls es zu einer Kollision der bei-
den Fahrzeuge kommt, trifft den 
gegenüber dem Dritten vorfahrtbe-
rechtigten Fahrer eine Mitschuld von 
30 Prozent. (Amtsgericht Gelsenkir-
chen-Buer, AZ 9 C 188/13) 

Handybenutzung am Steuer
Eine Fahrzeugführerin nahm wäh-
rend der Fahrt ihr Handy, das klin-
gelte, aus ihrer Handtasche. Sie 
übergab es ohne auf das Display zu 
schauen an Ihren Beifahrer. Dieser 
Tatbestand wurde mit 40 Euro Buß-
geld belegt. Dagegen klagte  die 
Fahrerin erfolgreich. 

Das Oberlandesgericht (OLG) Köln 
stellte fest, dass die von der Vorins-
tanz getroffenen Feststellungen nicht 
belegen, dass die Klägerin ihr Mo-
biltelefon verbotswidrig benutzt hat.
Im § 23 Abs. 1a StVO ist festgelegt, 
dass dem Fahrzeugführer die Benut-
zung eines Mobiltelefons untersagt 
ist, wenn er hierfür das Gerät auf-
nimmt oder hält und dann während 
der Fahrt telefoniert. Verboten sind 
auch alle Handlungen zur Vor- und 
Nachbereitung. Dabei muss die 
ausgeführte Handlung immer einen 
Bezug zur Funktionalität des Geräts 
beinhalten. Das Aufnehmen des 
Handys ohne das Display zu kontrol-
lieren stellt jedoch keine Kommunika-
tionshandlung und auch keine Vor-
bereitung einer solchen dar. Somit 

ist die Ortsveränderung des Geräts 
mit der Ortsveränderung eines be-
liebigen anderen Gegenstands im 
Fahrzeug gleichzusetzen und stellt 
keinen Verstoß gegen § 23 Abs. 1a 
StVO dar. (OLG Köln, AZ III-1 RBs 
284/14)

Abstand muss nicht durch
Fahrbahnmarkierung
berechnet werden können
Das Amtsgericht Wildeshausen 
hat einen LKW-Fahrer zu 80 Euro 
Bußgeld verurteilt, da er auf der 
Autobahn den erforderlichen Min-
destabstand von 50 Metern nicht 
eingehalten hatte. Das Gericht war 
der Überzeugung, dass jeder Fahrer 
wissen muss, wie lange auf einer Au-
tobahnfahrbahn mit unterbrochenem 
Mittelstrich die Fahrbahnmarkierung 
und der dazwischen liegende Raum 
ist. Dem widersprach das Oberlan-
desgericht Oldenburg. Aus einer 
Richtlinie für Straßenmarkierungen 
ergibt sich in der Tat die Länge der 
Markierungen von je sechs Meter 
und die der Zwischenräume von je 
12 Metern. Die Rechtsbeschwerde 
des Fahrers war erfolgreich.

Die Sache wurde zur erneuten Ver-
handlung zurück an das Amtsge-
richt verwiesen, da die Länge der 
einzelnen Fahrbahnmarkierungen 
und der Abstand zwischen ihnen ei-
nem durchschnittlichen Kraftfahrer 
nicht bekannt seien. (AZ: 2Ss(O-
wi)322/14)

Heranfahrendes Fahrzeug
kollidiert mit 
wendendem Fahrzeug
Fährt ein Kraftfahrer vom Straßen-
rand an und wendet unmittelbar, so 
haftet dieser im Falle eines Unfalls 
in vollem Umfang. Als Begründung 
führt das Oberlandesgericht (OLG) 
München an, dass das Vorbeifah-
ren eines Fahrzeugführers an diesem 
Fahrzeug keinen Überholvorgang 
darstellt. Das Anfahren und unmit-
telbare Wenden vom Fahrbahnrand 
stellt eine grobe Verkehrswidrigkeit 
dar, weshalb dieser Kraftfahrer auch 

die alleinige Schuld an einem Unfall 
mit dem vorbeifahrenden Fahrzeug 
tragen muss. (OLG München, AZ 10 
U 1889/14)

Wildtieren ausgewichen.
Muss Versicherung zahlen?
Vor dem Amtsgericht Bad Segeberg 
wurde ein Wildunfall verhandelt bei 
dem der Fahrer zwei Rehen ausge-
wichen ist, die unmittelbar vor dem 
KFZ  die Fahrbahn überquerten. 
Er leitete mit etwa 50-60 km/h auf  
schneeglatter Fahrbahn eine Voll-
bremsung ein, kam dabei von der 
Straße ab und prallte seitlich gegen 
einen Baum.

Die Versicherung musste den Scha-
den trotz schneeglatter Fahrbahn 
übernehmen, da die Vollbremsung 
bei größeren Wildtieren zur Vermei-
dung einer Kollision eingeleitet wor-
den war und  der Fahrer mit ange-
passter Geschwindigkeit unterwegs 
war. Als hinreichenden Beweis für 
den Wildwechsel akzeptierte das 
Gericht die Aussage des Fahrzeug-
führers. (Amtsgericht Bad Segeberg, 
AZ 17 C 64/14)

Knöllchen jetzt
aus der gesamten EU
Eine vom EU Parlament verabschie-
dete Richtlinie berechtigt alle Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Uni-
on, auf die Kraftfahrzeugregister der 
Mitgliedsländer zuzugreifen. Damit 
müssen Verkehrssünder künftig auch 
mit Strafzetteln aus dem europäi-
schen Ausland rechnen. 

Betroffen sind Verstöße, die die Ver-
kehrssicherheit gefährden, wie etwa 
Geschwindigkeitsübertretungen, 
Telefonieren per Handy während 
der Fahrt , Vorfahrtsverstöße oder  
Fahren unter Alkohol und Drogen. 
Falschparker bleiben wie bisher von 
grenzüberschreitenden Bußgeldbe-
scheiden verschont.

Diese Neuregelung tritt   rechtzeitig 
vor der großen Sommerreisewelle 
am 6. Mai dieses Jahres in Kraft.

KURZ GEMELDET
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Radfahrer kollidiert
mit Busfahrgast
Unfälle zwischen Radfahrern und 
Fußgängern bringen oft sehr kom-
plizierte Haftungsfragen mit sich. 
Im vorliegenden Fall befuhr eine 
Radfahrerin einen gekennzeichne-
ten Radweg, der rechts von einer 
Bushaltestelle verlief. Beim Ausstei-
gen  eines Fahrgasts kam es im sog. 
Fußgängerschutzbereich der Hal-
testelle zur Kollision. Die Radfahre-
rin verletzte sich und verklagte den 
Busfahrgast auf Schadensersatz und 
Schmerzensgeld.

Das Kammergericht Berlin entschied 
auf eine Haftungsverteilung von 80% 
zu Lasten der Radfahrerin wegen des 
Verstoßes gegen § 20 Abs. 2 StVO. 
Der Fahrgast hat zwar gegen sei-
ne Sorgfaltspflicht verstoßen, da er 
sich nicht vor Betreten des Radwegs 
vergewissert hatte, ob ein Radfah-
rer kommt. Auf Radwegen fahrende 
Radfahrer dürfen eine Bushaltestelle 
jedoch nur dann passieren, wenn 
dies ohne Gefährdung von Fahrgäs-
ten möglich ist. (Kammergericht Ber-
lin, AZ. 29 U 18/14) 

Kein Handyverbot für Fahrlehrer 
während einer Ausbildungsfahrt
Ein Fahrlehrer, der während einer 
Fahrstunde beim Telefonieren per 
Handy erwischt wurde, sollte eine 
Geldbuße von 40 Euro bezahlen. 
Dies wollte er jedoch nicht akzep-
tieren, da er seiner Meinung nach 
nicht Führer des Kraftfahrzeugs im 
Sinne des § 23 Abs. 1a StVO war 
und gab an, er hätte aufgrund der 
umfassenden Fahrpraxis seine Fahr-
schülerin davon ausgehen können, 
nicht plötzlich eingreifen zu müssen.

Der Bundesgerichtshof verneinte die 
Frage, ob ein Fahrlehrer Führer des 
Kraftfahrzeugs im Sinne des § 23 
Abs. 1a StVO ist und führt dazu noch 
§§ 315c, 316 StGB an. Erst wenn er 
vom Beifahrersitz aus in Lenk- oder 
Antriebsvorgänge eingreift, ist er der 

Führer des Kraftfahrzeugs. Daran 
ändert die abweichende technische 
Ausstattung des Fahrschulwagens mit 
zusätzlichem Gas- und Bremspedal 
nichts. Auch durch sein Weisungs-
recht gegenüber dem Fahrschüler  
wird er nicht zum Fahrzeugführer.

Das Gericht führte weiter aus, dass 
der Verordnungsgeber mit der Rege-
lung in § 23 Abs. 1a StVO erreichen 
will, dass der Fahrzeugführer für sei-
ne Fahraufgabe beide Hände frei 
hat. Dies ist für das Eingreifen eines 
Fahrlehrers in einer Gefahrensituati-
on jedoch nicht erforderlich. (BGH, 
Beschluss vom 23.09. 2014 – 4 StR 
92/14)

MPU auch für „chronische“
Falschparker
Wer permanent gegen Parkrege-
lungen verstößt, muss nicht nur 
mit Bußgeldbescheiden rechnen 
sondern kann auch zu einer “Me-
dizinisch-Psychologischen-Untersu-
chung” verpflichtet werden.

Zwar kann die Fahrerlaubnisbehör-
de grundsätzlich nur bei schwer-
wiegenden Verkehrsverstößen die 
Fahreignung anzweifeln und eine 
MPU einfordern.

Die massive Häufung von geringfü-
gigen Verkehrsverstößen berechtigt 
die Behörde  jedoch zu der Annah-
me, dass dem Fahrer verkehrsrecht-
liche Regelungen gleichgültig sind. 
In solchen Einzelfällen kann an der 
charakterlichen Eignung zum Füh-
ren eines Kraftfahrzeugs gezweifelt 
werden und ein medizinisch-psycho-
logisches Gutachten eingefordert 
werden. Im konkreten Fall waren 
nahezu wöchentliche Parkverstöße 
zu beklagen. (Verwaltungsgerichts-
hof Baden-Württemberg, AZ 10 S 
1883714)

Reichweite der Geschwindigkeits-
begrenzung auf nur einer Fahrspur
Eine Geschwindigkeitsbegrenzung, 
die bei mehrspurigen Verkehrs-
wegen nur für die linke Fahrspur 

angeordnet ist, gilt nicht für be-
nachbarte Fahrspuren, die mit ei-
nem Fahrstreifenbenutzungsverbot 
belegt sind (rote gekreuzte Schräg-
balken, §37 Abs. 3 StVO). Da-
her kann einem Fahrer, der nicht 
die linke Fahrspur benutzt, auf 
der „Tempo 60“ vorgeschrieben 
ist, keine Geschwindigkeitsüber-
schreitung vorgeworfen werden. 
Als Verkehrsordnungswidrigkeit  
kann lediglich der Verstoß gegen 
das Fahrstreifenbenutzungsverbot 
geahndet werden. (OLG Braun-
schweig, AZ 1 Ss (OWi) 26/14)

Fahrt unter Alkoholeinfluss 
im Ausland
Fahrzeugführer, die im Ausland 
betrunken am Steuer erwischt wur-
den, können auch in Deutschland 
dazu verpflichtet werden, ein medi-
zinisch-psychologisches Gutachten 
zu ihrer Fahrtüchtigkeit vorzulegen.
Bei Nichterfüllung dieser Behör-
denvorgabe kann ihnen mit so-
fortiger Wirkung die Fahrerlaubnis 
entzogen werden, sofern die Trun-
kenheitsfahrt im Ausland unstrittig 
nachweisbar ist. (Oberverwaltungs-
gericht Münster, AZ 16 B 694/149)

Kein Amtshaftungsanspruch
Der Fahrer eines tiefer gelegten 
KFZ mit gerade mal 10,1cm Bo-
denfreiheit verklagte eine Stadt 
wegen Verletzung der Straßenver-
kehrssicherungspflicht auf Scha-
densersatz. Beim Überfahren des 
Randsteins eines öffentlichen Park-
platzes wurde die Verkleidung sei-
nes Fahrzeugs beschädigt. Es war 
dunkel, und der Bordstein war 
nicht besonders gekennzeichnet. 
Der Bundesgerichtshof (BGH) lehn-
te jedoch eine Amtshaftung ab und 
wies darauf hin, dass die Höhe des 
Bordsteins im Scheinwerferlicht er-
kennbar war, und dass der Kläger 
im Übrigen bei einem Fahrzeug mit 
einer so geringen Bodenfreiheit 
Gefahrenquellen wie Randsteinen 
eine besondere Aufmerksamkeit 
entgegen zu bringen habe. (BGH, 
AZ III ZR 550/13)

KURZ GEMELDET
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WELCHEN ZWECK VERFOLGEN
AGB ZWISCHEN PRÜFORGANISATIONEN 
UND FAHRSCHULEN?
Aus gegebenem Anlass hat sich der 
Interessenverband Deutscher Fahr-
lehrer erneut Gedanken über die Be-
ziehungen zwischen Prüforganisation 
und Fahrschule gemacht. In letzter Zeit 
häufen sich erneut Beschwerden über 
Unstimmigkeiten bei der Durchführung 
von Prüfungen und der Bezahlung von 
Prüfgebühren im Falle von nicht durch-
geführten Fahrerlaubnisprüfungen. Der-
artige Probleme stellen offenbar häu-
figer als angenommen, bewusst oder 
unbewusst, eine Belastung im Fahrzeug 
während einer Prüfungsfahrt dar. 

Deshalb haben wir einen aktuellen Vor-
gang zum Anlass genommen und einer 
Prüforganisation eine für beide Seiten 
gerechte und auch sehr einfache Rege-
lung vorgeschlagen. Den Inhalt haben 
wir nachfolgend dargestellt und emp-
fehlen den Fahrschulen, sich über diese 
sehr praktikable und von organisatori-
schem Ballast befreiende Lösung Ge-
danken zu machen.

1.	 Fahrschüler meldet sich bei einer 
Fahrschule an.

2.	 Die erforderlichen Antragsunter-
lagen werden bei der FE-Behörde 
eingereicht, geprüft und ein Prü-
fauftrag ausgefertigt, der dann an 
die zuständige Prüfstelle und über-
mittelt wird.

3.	 Die Prüfstelle erstellt eine Rech-
nung an den FE-Bewerber für 
die theoretische und die prakti-
sche Prüfung. Erst nachdem diese 
Rechnung vollständig bezahlt wur-
de, wird der Bewerber zur Prüfung 
zugelassen. Damit gibt es weder 
für die Prüforganisation noch für 
die Fahrschule ein Ausfallrisiko. 
Die Auseinandersetzung, ob im 
Zweifel eine Gebühr zu Recht be-
rechnet / einbehalten wurde oder 
nicht, klären die direkten Beteiligten 

untereinander. Das sind: Prüforga-
nisation und Bewerber.

4.	 Sobald der Bewerber die Voraus-
setzungen für die jeweilige Prü-
fung erfüllt, meldet er sich bei der 
Prüfstelle zur Prüfung an. Über die 
Fristen wird er sowohl von der Prü-
forganisation bei der Rechnungs-
stellung wie auch von der Fahr-
schule aufgeklärt. Am letzten Tag 
der möglichen Anmeldung für eine 
Prüfungswoche fasst die Prüforga-
nisation die Bewerber der einzel-
nen Fahrschulen zusammen und 
hat damit einen Überblick über 
den jeweiligen Bedarf der einzel-
nen Fahrschulen und gleichzeitig 
darüber, welche Personalkapazität 
zu welchem Zeitpunkt erforderlich 
ist. Der Bewerber bekommt eine 
Mitteilung über seinen Prüftermin 
(mindestens eine Woche vorher). 
Das geht schnell, effizient und 
erfordert keine Rücknahme oder 
Verschiebung von Prüfterminen, 
da niemand „auf Vorrat“ gemel-
det hat und die Bewerber ggf. 
ihre Wünsche und Besonderheiten 
direkt an der richtigen Stelle ab-
klären können. Lediglich im Falle 
einer kurzfristigen Verhinderung 
könnte der Bewerber über seine 
Fahrschule einen Ersatzbewer-
ber stellen. Ist das nicht möglich, 
obliegt es der Prüfstelle, wie  die 
Sachlage weiter beurteilt wird.

5.	 Versuche, Vorgaben zu techni-
schen Regelungen in Geschäfts-
bedingungen zwischen Fahrschule 
und Prüforganisation zusätzlich 
zu manifestieren, entbehren je-
der Grundlage (Beispiele: Win-
terreifen auf Prüfungsfahrzeugen, 
Kfz, die technisch nicht den nor-
malen Bestimmungen oder den 
Regularien für Fahrschul-Kfz ent-
sprechen). Diese Fragen sind ver-

ordnungstechnisch abgehandelt 
und bedürfen keiner separaten 
Spezifizierung. Sollte es außer-
halb der von der Prüforganisation 
festgelegten Winterprüfungszeit zu 
Unstimmigkeiten hinsichtlich der 
Prüfungsdurchführung kommen, 
so entscheidet der Fahrlehrer als 
verantwortlicher Führer, zweifel-
los sachkundige Person und auch 
derjenige, der letztlich im Scha-
densfall den finanziellen Verlust zu 
tragen hat, ob die Prüfung seiner 
Meinung nach gefahrlos durchzu-
führen ist oder nicht. Ob Kosten 
für eine stornierte Prüfung berech-
net werden, regelt die Prüforgani-
sation mit dem Bewerber direkt.  
Relevanz hat eine solche Klarstel-
lung im Übrigen nicht nur in den 
Winterrandzeiten, sondern auch 
bei schwierigen Witterungsbedin-
gungen während des gesamten 
Jahres.

Mit dieser sehr einfachen Formel las-
sen sich alle Geschäftsbeziehungen 
regeln. Und jeder trägt dabei das Ri-
siko, das er aufgrund seiner Tätigkeit 
tatsächlich zu verantworten hat. Die 
einseitige Abwälzung von organisato-
rischen und sonstigen Kosten auf die 
Fahrschule unterbleibt dabei.

Immerhin verfügen die Prüforganisati-
onen über eine üppige Gebührenord-
nung, mit der all diese Arbeitsgänge 
abgegolten sind. Die in dieser Hinsicht 
deutlich schlechter gestellte Fahrschule 
trägt dann ebenfalls genau den Anteil, 
der ihrer Verantwortung entspricht.

Seminare unter
fahrlehrerweiterbildung.de
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NEUE RECHTSPRECHUNG ZU
AUSSERGEWÖHNLICHEN BELASTUNGEN
Hat ein Steuerpflichtiger Anspruch 
auf einen Behinderten-Pauschbetrag 
(§ 33b EStG), so darf er die Steuerer-
mäßigung für haushaltsnahe Beschäf-
tigungsverhältnisse sowie Dienstleis-
tungen (§ 35a EStG) insoweit nicht 
nutzen, wie die betroffenen Aufwen-
dungen bereits durch den Behinder-
ten-Pauschbetrag abgegolten sind. Zu 
diesem Ergebnis kommt der Bundesfi-
nanzhof (BFH) im Fall einer 81-jähri-
gen behinderten Steuerpflichtigen, die 
ein Appartement mit Zusatzleistungen 
in einem Seniorenwohnstift gemietet 
und bewohnt hat. Das Stift stellte der 
Seniorin insgesamt 3.176 Euro für fol-
gende Leistungen in Rechnung:

•	 Vorhalten einer altersgerechten 
Grundversorgung, Krankenpflege 
im Appartement bei vorüberge-
hender Erkrankung, 24 Stunden 
Notrufbereitschaft, Vorhalten von 
Betreuungspersonal;

•	 kleinere Reparaturen (Schönheits-
reparaturen);

•	 Reinigung von Appartement und 
Gemeinschaftsflächen sowie 
Gartenpflege

•	 24 Stunden Bereitschaft Funk-
tionsfähigkeit und 24 Stunden 
Besetzung des Empfangs;

•	 technische Einrichtungen

Die Steuerermäßigung nach § 35a 
EStG kann nach Auffassung des BFH 
nur für Schönheitsreparaturen, Reini-
gungsleistungen sowie Gartenpflege 
in Anspruch genommen werden; die 

Aufwendungen für die übrigen Leistun-
gen sind durch den Behinderten-Pau-
schbetrag abgegolten. Damit wird die 
Steuererklärung um eine weitere Ver-
gleichsberechnung „reicher“: Bereits 
bei deren Erstellung muss geprüft wer-
den, ob es für den Steuerpflichtigen 
günstiger ist, den Behinderten-Pau-
schbetrag oder die Steuerermäßigung 
oder eine Kombination aus beiden in 
Anspruch zu nehmen.
Krankheitskosten, wozu auch Kosten 
für ärztliche Behandlungen gehören, 
sind als außergewöhnliche Belastung 
abzugsfähig. Das gilt nach Auffassung 
des Bundesfinanzhofs (BFH) aber nur 
dann, wenn eine wissenschaftlich an-
erkannte Behandlungsmethode ange-
wendet wurde. Letzteres ist der Fall, 
wenn deren Anwendung von der gro-
ßen Mehrheit von Ärzten und Wissen-
schaftlern befürwortet wird, entspre-
chende Studien vorliegen und deren 
Erfolg durch eine ausreichende Zahl 
von Behandlungsfällen nachgewie-
sen werden kann. Der Nachweis der 
wissenschaftlichen Anerkennung ob-
liegt dem Steuerpflichtigen. Allerdings 
kann das Finanzamt das Gegenteil 
nicht allein aus Stellungnahmen der 
Krankenkasse bzw. des Medizinischen 
Dienstes ableiten, sofern diese nicht 
entsprechend fundiert sind. Letztlich 
muss sich das Finanzgericht ein Urteil 
darüber bilden, ob eine Behandlungs-
methode – im Streitfall die operative 
Behandlung eines Lipödems (Lipo-
suktion) – wissenschaftlich anerkannt 
ist oder nicht. Kann es dies mangels 

eigener Sachkunde nicht – und davon 
wird wohl häufig anzugehen sein – 
muss ein Gutachten eingeholt werden. 
Damit steigt jedoch das Prozesskosten-
risiko für den Steuerpflichtigen.
Die Vorauszahlung der gesamten Kos-
ten für eine sich über zwei Jahre hin-
ziehende Zahnbehandlung stellt nach 
Auffassung des FG München einen 
Gestaltungsmissbrauch dar. Daher 
sind nicht durch erbrachte Leistungen 
gerechtfertigte Zahlungen nicht als 
außergewöhnliche Belastung abzugs-
fähig. Im Urteilsfall hatte der Steuer-
pflichtige 45.000 Euro vorausgezahlt, 
um insbesondere die durch eine Ab-
findung ausgelöste Steuerbelastung 
zu drücken. Das Finanzamt erkannte 
aufgrund des Standes der Zahnbe-
handlung im Zahlungsjahr nur einen 
Teilbetrag von 15.000 Euro abzugsfä-
hig an. Da es im Bereich der außerge-
wöhnlichen Belastung auf den Abfluss 
der Zahlung ankommt, schied der Ab-
zug der restlichen Kosten im Folgejahr 
aus, nachdem die Zahlung bereits im 
Vorjahr abgeflossen war.

Das FG München hat darüber hinaus 
die Kürzung der Krankheitskosten um 
die zumutbare Belastung als verfas-
sungsgemäß angesehen und wegen 
des zu dieser Frage beim Bundesfi-
nanzhof (BFH) unter dem Aktenzei-
chen VI R 32/13 anhängigen Verfah-
rens, die Revision zugelassen.

Quelle:  Geißler Steuerberatungsge-
sellschaft, 89364 Rettenbach.

Finanzamt beteiligt sich
nicht mehr an Scheidungskosten
Scheidungskosten wie Rechtsan-
walts- und Gerichtskosten sind nach 
Änderung des § 33 EStG durch das 
Amtshilferichtlinie- Umsetzungsge-
setz seit 2013 nicht mehr als au-
ßergewöhnliche Belastungen (§ 33 

Abs.1 EStG) oder zwangsläufige 
Aufwendungen (§ 33 Abs.2 EStG) 
abziehbar. Sie stellen nach den ge-
sellschaftlichen Verhältnissen kein 
außergewöhnliches Ereignis mehr 
dar. Laut statistischem Bundesamt er-
folgen zurzeit jährlich 380 000 Ehe-
schließungen und 190 000 Schei-
dungen. Daher ist eine Scheidung für 
den Steuerpflichtigen seit 2013 eben 

keine außergewöhnliche Belastung 
und auch kein außergewöhnliches 
Ereignis mehr, da ihm keine größe-
ren Aufwendungen entstehen als der 
Mehrzahl der Steuerpflichtigen mit 
gleichem Einkommen, gleichen Ver-
mögensverhältnissen und gleichem 
Familienstand. (Niedersächsisches 
Finanzgericht, 18. 02. 2015, 3 K 
297/14)

KURZ GEMELDET
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KFZ-UNFALL IM STRASSENVERKEHR
Schadensersatzansprüche des Geschädigten - Ein Beitrag von Rechtsanwalt Dietrich Jaser
Nach der Statistik hat jeder durch-
schnittliche Autofahrer wenigstens ein-
mal in seinem Autofahrerleben einen 
Autounfall. Das kann auch Fahrschu-
len treffen, sind diese doch besonders 
als Opfer von Auffahrunfällen gefähr-
det. In diesem Artikel soll dargestellt 
werden, welche Ersatzansprüche die 
geschädigte Fahrschule als Eigentü-
mer des beschädigten Fahrzeugs hat.

Der Umfang der Schadensersatzpflicht 
bei einem Kfz-Unfall ist immer wieder 
Gegenstand von Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofs (BGH). Im Fol-
genden werden die Grundsätze dieser 
Rechtsprechung zusammengefasst. 
Die grundlegende Vorschrift hierbei ist 
§ 249 BGB. Dieser lautet:

§ 249 Art und Umfang des 
Schadensersatzes
(1) Wer zum Schadensersatz 
verpflichtet ist, hat den Zu-
stand herzustellen, der be-
stehen würde, wenn der zum 
Ersatz verpflichtende Um-
stand nicht eingetreten wäre. 

(2) Ist wegen Verletzung einer 
Person oder wegen Beschädi-
gung einer Sache Schadens-
ersatz zu leisten, so kann der 
Gläubiger statt der Herstellung 
den dazu erforderlichen Geldbe-
trag verlangen. Bei der Beschä-
digung einer Sache schließt der 
nach Satz 1 erforderliche Geld-
betrag die Umsatzsteuer nur mit 
ein, wenn und soweit sie tatsäch-
lich angefallen ist.

Die geschädigte Fahrschule kann 
grundsätzlich frei entscheiden, ob sie 
ihr Fahrzeug selbst, durch eine Ver-
tragswerkstatt oder gar nicht repariert. 
Erfolgt keine Reparatur oder sind die 
tatsächlich angefallenen Kosten gerin-
ger als die üblichen Reparaturkosten, 
stellt sich die Frage, in welchem Um-
fang der Geschädigte Schadensersatz 
verlangen kann.

Wiederbeschaffungswert, 
Wiederbeschaffungsaufwand
und Reparaturaufwand
Zunächst sind in einem ersten Schritt 
die Reparaturkosten, der Wiederbe-
schaffungswert sowie der Restwert 
des verunfallten Kfz zu ermitteln. Dies 
geschieht in der Regel durch einen 
Sachverständigen, den der Geschä-
digte frei wählen darf und der auch 
die Positionen „Minderwert“ und „neu 
für alt“ (Gebrauchsvorteil für Neuteile) 
ermittelt. Je nach Höhe der Positionen 
kommt es in einem weiteren Schritt 
dann darauf an, ob der Wagen repa-
riert wird. Der Bundesgerichtshof hat 
hierzu das sogenannte 4-Stufen-Mo-
dell entwickelt. Danach sind für die 
Schadensabrechnung der Wiederbe-
schaffungswert, der Wiederbeschaf-
fungsaufwand und der Reparatur-
aufwand zu unterscheiden.

Der Wiederbeschaffungswert 
eines gebrauchten KFZ ist der 
Preis, den der Geschädigte auf-
wenden muss, um von einem 
seriösen Händler einen dem 
Unfallfahrzeug entsprechenden 
Ersatzwagen zu erwerben. 

Den Wiederbeschaffungsauf-
wand bildet der um den Restwert 
gekürzte Wiederbeschaffungs-
wert (Wiederbeschaffungswert – 
Restwert)

Der Reparaturaufwand besteht 
aus der Summe von Reparatur-
kosten und Minderwert, gekürzt 
um den Vorteilsausgleich (neu 
für alt) (Reparaturkosten + Min-
derwert – neu für alt)

Das 4-Stufen-Modell des BGH

4. Stufe: Reparaturaufwand geringer 
als Wiederbeschaffungsaufwand
In diesem Fall erhält der Geschädigte 
die Reparaturkosten ersetzt - bei Re-
paratur den Bruttobetrag incl. MwSt., 
ansonsten grundsätzlich nur den Net-

tobetrag. Zur Frage, ob der Geschä-
digte den Bruttobetrag der Reparatur-
kosten verlangen kann, wenn er den 
Unfallwagen gar nicht repariert, son-
dern eine Ersatzbeschaffung zu einem 
Preis oberhalb der Brutto-Reparatur-
kosten durchführt, hat der BGH ent-
schieden, dass bei der Beschaffung 
eines gleichwertigen Ersatzfahrzeugs 
die beim Kauf anfallende Mehrwert-
steuer bis zur Höhe der im Gutachten 
für die Reparatur ausgewiesene MwSt. 
verlangen kann (BGH 05.02.2013 – 
VI ZR 363/11). Dem Geschädigten 
steht allerdings dann kein Anspruch 
auf Ersatz des Umsatzsteuerbetrags 
aus den Reparaturkosten zu, wenn 
bei der Ersatzbeschaffung keine 
Umsatzsteuer angefallen ist (BGH 
22.09.2009, Az.: VI 312/08).

3. Stufe: Reparaturaufwand zwi-
schen Wiederbeschaffungsaufwand 
und -wert (100%-Bereich)
Wenn der Reparaturaufwand zwi-
schen Wiederbeschaffungsaufwand 
und Wiederbeschaffungswert liegt er-
hält der Geschädigte bei vollständiger 
fachgerechter Reparatur des KFZ die 
vollen Reparaturkosten ersetzt, unab-
hängig davon, ob er das Fahrzeug 
danach noch nutzt oder weiterverkauft 
(BGH, Urteil v. 05.12.2006, Az.: VI ZR 
77/06).

RA Dietrich Jaser
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Nach einem weiteren Urteil des BGH 
(23.05.2006 – VI ZR 192/05) erhält 
der Geschädigte die Reparaturkosten 
aber auch dann, wenn er das Fahr-
zeug – ggf. teil- oder unrepariert aber 
in verkehrssicherem Zustand – für min-
destens 6 Monate weiternutzt.

Im letzteren Falle kann er den im 
Sachverständigengutachten oder Kos-
tenvoranschlag ausgewiesenen Netto-
betrag der Reparaturkosten verlangen.
Will der Geschädigte das unreparierte 
Fahrzeug veräußern, kann er dies so-
fort zum Schätzwert tun. In diesem Fall 
stehen ihm die Nettoreparaturkosten, 
begrenzt durch den Netto-Wiederbe-
schaffungsaufwand zu. Lässt er das 
Fahrzeug fachgerecht reparieren und 
verkauft er es dann, kann er den vollen 
Brutto-Reparaturkostenbetrag abrech-
nen. Nur den Wiederbeschaffungs-
aufwand kann der Geschädigte dann 
verlangen, wenn er das Fahrzeug teil- 
oder nicht fachgerecht repariert vor 
Ablauf von 6 Monaten verkauft.

Die 2. Stufe:  	 Reparaturaufwand 
über Wiederbeschaffungswert
Übersteigt der Reparaturaufwand den 
Wiederbeschaffungswert um bis zu 
30% (sog. 130%-Grenze), besteht An-
spruch auf diesen Betrag nur, wenn die 
Reparatur fachgerecht und vollständig 
im vom Sachverständigen kalkulierten 
Umfang oder zumindest wertmäßig 
wie im Gutachten duchgeführt wurde 
und wenn diese Reparaturkosten kon-
kret angefallen sind.Der Geschädigte 
erhält die vollen Reparaturkosten also 
nur dann ersetzt, wenn er das Fahr-
zeug reparieren lässt und es - nach 
neuerer Rechtsprechung: für mehr als 
6 Monate (BGH, 27.11.2007 – VI ZR 
56/07, VI ZR 89/07; 22.04.2008 
– VI ZR 237/07; OLG Düsseldorf, 
3.3.2008 – I-1 W 6/08) - weiter nutzt. 
Tut er dies nicht, erhält er den Wieder-
beschaffungswert und muss sich einen 
etwaigen Restwert für das verunfallte 
Fahrzeug anrechnen lassen.

Die 1. Stufe:  	 Reparaturkosten
höher als 130% des
Wiederbeschaffungswerts
Sind die Reparaturkosten nach dem 
vom Geschädigten einzuholenden 

Sachverständigengutachten höher als 
130% des Wiederbeschaffungswerts, 
erhält der Geschädigte lediglich den 
Wiederbeschaffungswert und muss 
sich den Restwert des verunfallten Kfz 
hierauf anrechnen lassen.

Die 130%-Grenze ist sozusagen die 
Schallmauer: liegen die Reparaturkos-
ten laut Sachverständigengutachten 
mehr als 30% über dem Wiederbe-
schaffungswert, kann der Geschädigte 
nicht allein deshalb auf Reparaturkos-
tenbasis abrechnen, weil infolge einer 
Rabattgewährung der Rechnungsend-
betrag die 130%-Grenze nicht über-
schreitet (BGH, 08.02.2011 – VI ZR 
79/10).

Nach neuerer Rechtsprechung gilt al-
lerdings eine Ausnahme für den Fall, 
dass es dem Geschädigten gelingt, 
das Kfz – ggf. mit eigener Arbeit bzw. 
unter Verwendung von Alt-Teilen – 
fachgerecht und den Vorgaben des 
Sachverständigen zu reparieren: wenn 
die insoweit entstehenden Reparatur-
kosten den Wiederbeschaffungswert 
nicht übersteigen, muss der Schädi-
ger diese ersetzen. Er kann den Ge-
schädigten dann also nicht auf eine 
Abrechnung „Wiederbeschaffungswert 
abzüglich Restwert“ verweisen (BGH, 
14.12.2010 – VI ZR 231/09).

Sicherung und Durchsetzung
der Ansprüche
Um seine Ansprüche zu sichern, emp-
fiehlt es sich für den Geschädigten, 
in jedem Fall zunächst die Polizei hin-
zuziehen, sodann unverzüglich einen 
KFZ-Sachverständigen mit der Scha-
densermittlung zu beauftragen.

Die Kosten des Sachverständigen 
muss der Schädiger tragen. Ausnah-
me sind Bagatell-Unfälle, in denen nur 
die Kosten eines Kostenvoranschlags 
übernommen werden müssen. Ob 
ein solcher vorliegt sollte aber keines-
falls der eigenen Beurteilung oder der 
gegnerischen Versicherung überlassen 
werden sondern ebenfalls dem Sach-
verständigen, der dann anstelle eines 
Gutachtens einen Kostenvoranschlag 
fertigt.  Denn bei der Komplexität der 
Konstruktion der heutigen Fahrzeuge 

ist es einem Laien häufig schlichtweg 
unmöglich, den Aufwand der Scha-
densbeseitigung zu schätzen. Dieses 
Risiko kann jedoch letztendlich nicht 
beim Geschädigten verbleiben (AG 
Leer, 27.08.2012 – 73 C 318/12).

Zur Durchsetzung seiner Ansprüche 
sollte der Geschädigte stets unverzüg-
lich einen verkehrsrechtlich versierten 
Rechtsanwalt beauftragen. Auch des-
sen Kosten gehören zum Schadens-
ersatz und sind vom Schädiger bzw. 
dessen KFZ-Haftpflichtversicherer zu 
tragen, unabhängig von der Scha-
denshöhe. 

Der Geschädigte sollte sich keines-
falls von Versprechungen zügiger 
Regulierung seitens des Versicherers 
des Schädigers blenden lassen. Denn 
meist wird dann zwar zügig reguliert 
aber bei weitem nicht vollständig.

Mit Vorliebe wird gekürzt bei UPE-Auf-
schlägen, Verbringungskosten, Stun-
denverrechnungssätzen und versucht 
dem Geschädigten zu diktieren, wo er 
sein Fahrzeug reparieren lassen darf.

Der Anwalt verhindert, dass der Schä-
diger dem Geschädigten den Umfang 
des Schadensersatzes diktiert und 
sorgt dafür, dass der Geschädigte al-
les bekommt, was ihm zusteht.

Dietrich Jaser
Rechtsanwalt
Bahnhofstr. 8
89312 Günzburg
Tel. 08221-24680
Fax 08221-24682
www.domusjuris.de

Unsere aktuellen Seminartermine 
finden Sie im Internet unter der fol-
genden Adresse:

fahrlehrerweiterbildung.de

oder auf Seite 8 dieser Ausgabe. 
Melden Sie sich im Internet für Ihren 
Kurs an oder unter 08221/31905.

KURSE AKTUELL



Wichtiges und Interessantes
für Fahrlehrer

idfl.de
Interessenverbände

Deutscher Fahrlehrer e.V. (IDF)
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Heimliche Videoaufnahmen
durch Detektiv
Eine Sekretärin der Geschäftslei-
tung legte ihrem Arbeitgeber für ihre 
krankheitsbedingte Fehlzeit von etwa 
neun Wochen nacheinander sechs 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 
vor, zuletzt zwei einer Fachärztin für 
Orthopädie. Ihr Arbeitgeber bezwei-
felte den zuletzt mitgeteilten Band-
scheibenvorfall. Er ließ sie von ei-
nem Detektiv observieren, der auch 
heimliche Videoaufnahmen von ihr 
und ihrem privaten Umfeld anfer-
tigte. Sie hielt die Observation und 
die Videoaufnahmen für rechtswid-
rig, verklagte den Auftraggeber und  
wünschte ein Schmerzensgeld von 
10.500 Euro als angemessene Ent-
schädigung für angeblich erhebliche 
psychische Beeinträchtigungen, die 
einer ärztlichen Behandlung bedürf-
ten. Das Landesarbeitsgericht (LAG) 
Hamm gab der Klage statt und 

sprach Ihr 1.000 Euro Schmerzens-
geld zu.  Begründung: Ein Arbeit-
geber, der für seinen Verdacht einer 
vorgetäuschten Arbeitsunfähigkeit 
keine konkreten Tatsachen vorwei-
sen kann, handelt rechtswidrig, wenn 
er  Arbeitnehmer observieren lässt. 
Im vorliegenden Fall lagen keine In-
dizien vor, die den Beweiswert der 
ausgestellten Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigungen erschüttern konnten. 
Eine Revision beider Parteien vor dem 
achten Senat des Bundesarbeitsge-
richts (BAG) blieb erfolglos. (BAG – 8 
AZR 1007/13). Interessant: Es wurde 
nicht darüber entschieden, wie Video-
aufnahmen zu beurteilen sind, wenn 
ein berechtigter Anlass zur Überwa-
chung vorliegt.

Dürfen Enthüllungsjournalisten mit 
versteckter Kamera filmen?
Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte in Straßburg musste 
sich über die Rechtmäßigkeit  die-
ser Frage beschäftigen. Schweizer 

Fernsehjournalisten vermuteten bei 
einem Versicherungsvertreter für Le-
bensversicherungen  dubiose Ge-
schäftspraktiken. Sie filmten heimlich 
ein Beratungsgespräch des Maklers 
mit einer als Kundin getarnten Re-
porterin. So gelang den Journalisten 
der Nachweis einer teilweise irrefüh-
renden Beratungspraxis. 

Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte wertete dies für 
rechtmäßig, da der Eingriff in das 
Privatleben des Versicherungsvertre-
ters nicht schwerwiegend genug war, 
um das öffentliche Interesse auszu-
schließen. 

Die Filmaufnahmen entstanden au-
ßerhalb seiner Geschäftsräume, der 
Makler wurde auch nicht persönlich 
sondern lediglich als Vertreter einer 
bestimmten Berufsgruppe kritisiert. 
Deshalb wurde der Fernsehbeitrag 
als rechtlich korrekt eingestuft. (AZ: 
21830/09)

KURZ GEMELDET
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Trainerlehrgang „Kombi“
Ausbilderberechtigung

Gabelstaplertrainer nach BGV D 27 /BGG 925
Kranführertrainer nach BGV D 6 (flurgesteuerte Krane)
Trainer-Hubarbeitsbühnen BGG 966 | Dauer: 6 Tage

06.07. - 11.07.2015  Hubarbeitsbühnen, Kranführertrainer, Gabelstaplertrainer

Ausbildungspreis: 1978,00 Euro + gesetzl. MwSt. incl. 5 Übernachtungen mit Frühstück, Mittagessen, 
Tischgetränke, Lehrunterlagen, Zugang zum KTS Schulungsportal

bei KTS GmbH in 88422 Bad Buchau, Prof.-Dr.-Karl-Berner-Str. 11 
(Geschäftsf. Eveline Fürst, Handelsregister AG Ulm HRB 650410 – R), ein vom Hauptverband der 

Berufsgenossenschaften geprüftes und nach DIN EN ISO 9001: 2008 zertifiziertes Haus.

Kontakt: 08221 - 3 19 05

ANZEIGE

Einführung des Verkehrszeichens 
„Zeichen 390.2-Ende der Maut-
pflicht nach dem Bundesfernstra-
ßenmautgesetz“

Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur (LA 
22/7332.2/42-01) vom 18.Februar 
2015-04-11

1. Einleitung
Voraussichtlich wird aufgrund einer 
Änderung des Bundesfernstraßen-
mautgesetzes zum 1. Juli 2015 die 
LKW-Maut auf weitere ca. 1.100 km 
Bundesstraßen, die mit zwei oder 
mehr Fahrstreifen je Fahrtrichtung 
ausgebaut sind, ausgeweitet wer-
den. Bestandteil dieser zusätzlichen 
1.100 km sind 46 Abschnitte von 
Bundesstraßen, die ohne an eine 
andere mautpflichtige Strecke ange-
bunden zu sein, eine Mindestlänge 
von 4 Kilometern aufweisen (Insella-
gen), die weiträumig im Bundesstra-

ßennetz verteilt sind.

Die zur Mautzahlung verpflichteten 
Nutzer des Bundesstraßennetzes 
können im Fall dieser Insellagen 
nicht aufgrund der Örtlichkeiten un-
mittelbar erkennen, ab wann sie sich 
in einem mautpflichtigen Strecken-
abschnitt befinden.

Der übliche Hinweis durch Veröf-
fentlichung der mautpflichtigen Stre-
ckenabschnitte im Bundesanzeiger 
(Mauttabelle), der in § 1 Absatz 5 
Bundesfernstraßenmautgesetz als 
Mittel der Bekanntmachung einge-
räumt wird, genügt hier dem Gebot 
der Bestimmtheit abgabenpflichtiger 
Sachverhalte nicht.

Vor diesem Hintergrund ist eine Be-
schilderung der Insellagen erforder-
lich, das Bundesfernstraßenmautge-
setz wird in diesem Sinne geändert 
werden.

Neben dem bereits bestehenden Ver-

kehrszeichen 390 (Mautpflicht nach 
dem Bundesfernstraßenmautgesetz) 
soll zu diesem Zweck das Verkehrs-
zeichen 390.2 (Ende der Mautpflicht 
nach dem Bundesfernstraßenmaut-
gesetz) verwendet werden. 
2. Voraussetzungen für die
Anordnung des Zeichens 390.2
Die Anordnung des Verkehrszei-
chens ist dort erforderlich, wo die 
Mautpflicht nach dem Bundesfern-
straßenmautgesetz endet. Das Zei-
chen ist am Ende der mautpflich-
tigen Strecke anzuordnen. Die 
Anordnung an einmündenden oder 
kreuzenden Straßen kann zusätzlich 
mit der entsprechenden Richtungs-
angabe durch Zusatzzeichen 1000 
versehen werden. Das Zusatzzeichen 
1004 gibt dann die Entfernung bis 
zum Entscheidungspunkt an. 

3. Bekanntgabe des Zeichens 390.2
„Ende der Mautpflicht nach dem 
Bundesfernstraßenmautgesetz“
Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur 

KURZ GEMELDET
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ANZEIGE

In der Wüste, individuell, ohne Massentourismus (siehe Reisebericht in Motor-
rad-News 4/2015).

Klein(st)gruppen, Vollverpflegung, phantastische Naturerlebnisse, BMW-Motor-
räder, Transport der Ausrüstung im Begleitfahrzeug. Betreuung und Begleitung 
durch ortskundigen deutschen Organisator. Kontaktstelle in Deutschland.

Möglich:  Rad- oder Bergwandertouren (Wüste!), baden, tauchen, schnorcheln, 
Kultur oder  andere Besonderheiten, die „normale“ Touristen kaum erleben werden 
(z. B. Sandsauna, Kameltouren). Kombinierbar / individuelle Mischung möglich.

•	 Touren über einen oder mehrere Tage
•	 Gruppengröße 2 bis max.12 Personen (tourabhängig)
•	 Gruppenrabatte (abhängig von Tour und Personenzahl) 
•	 Zielgebiete sind die sicheren und besonders schönen 

Wüstenregionen zwischen Marsa Alam und dem Nil.
•	 Beste Reisezeit: ab November / Dezember

Mehr Info: www.iq-ontour.com  Tel. Dt.:   0177 - 4 85 82 18

Motorrad-, Quad- oder Jeeptouren

Hilfsbedürftigkeit bei SGB II- Bezug 
muss nachgewiesen werden
Der selbstständig tätige Antragstel-
ler gibt an, in seinem Unternehmen 
keinen Gewinn zu erwirtschaften 
und beantragt die Gewährung von 
Grundsicherungsleistungen. Da er 
noch Eigentümer eines Einfamilien-
hauses ist, das ihm als Vermögen 
angerechnet wird, erfolgt die  Ableh-
nung  seines Antrags.

Nachdem er das Haus mit Eintrag 
eines lebenslangen Wohnrechts 
verkauft hat, beantragt er erneut 
die Gewährung von Grundsiche-
rungsleistungen. Er gibt an, mit dem 
Verkaufserlös ein Auto gekauft und 
Schulden getilgt zu haben, sowie sei-
ne Eheschließung und  eine Urlaubs-
reise davon finanziert zu haben. Nun 
sei er wieder verschuldet und stehe 
mit drei Monatsmieten im Rückstand.
Auch dieser Antrag wird mit der Be-

gründung abgelehnt, es liege keine 
Hilfsbedürftigkeit vor. Die Angaben 
des Antragstellers hinsichtlich des 
Hausverkaufs sowie zum Erhalt und 
zur Verwendung des Kaufpreises 
seien irreführend, widersprüchlich 
und unvollständig erfolgt. Das Lan-
dessozialgericht (LSG) Niedersach-
sen-Bremen hat festgestellt, dass der 
Antragsteller beweisen muss, dass 
ihm zugeflossene Vermögenswerte 
nicht mehr zur Verfügung stehen und 
er deshalb hilfsbedürftig ist (§60 ff 
SGB I). Deshalb sei das Jobcenter 
vorläufig nicht verpflichtet, ihm für 
die Zeit des laufenden Verwaltungs- 
bzw. Klageverfahrens Leistungen zu 
gewähren.

Ferner sei zu prüfen, ob sich der An-
tragsteller durch die Finanzierung 
seiner Urlaubsreisen und Flitterwo-
chen sozialwidrig verhalten habe 
(§34 SGB II). (LSG Niedersach-
sen-Bremen, AZ L 11 AS 1310/14 
B ER)

Wer darf sich Spezialist oder Ex-
perte nennen?

Dieser Frage ging der Bundesge-
richtshof (BGH)  am Beispiel eines 
Rechtsanwalts nach. Nach  § 7 der  
Berufsordnung für Rechtsanwälte 
(BORA)  darf ein Rechtsanwalt nur  
dann mit qualifizierenden Zusätzen 
wie Spezialist, Experte, Spezialgebiet 
usw. werben, wenn er auch tatsäch-
lich über entsprechende Kenntnisse 
verfügt. Er muss nachweisen können, 
dass er auf dem betreffenden Gebiet 
in erheblichem Umfang tätig gewe-
sen ist. Nur so dient die Regelung 
des § 7, Abs. 1 BORA dem Interesse 
des Rechtssuchenden, einen Rechts-
anwalt zu finden, der sich ausführlich 
mit dem Rechtsgebiet befasst hat, 
auf dem der Rechtssuchende Hil-
fe erwartet.  Fazit: Je intensiver ein 
Anwalt mit qualifizierenden Zusätzen 
wirbt, desto fundierter müssen sei-
ne Kenntnisse sein. (BGH, AZ I ZR 
53/13) 

KURZ GEMELDET
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Häusliches Arbeitszimmer 
im Keller
Der pensionierte Kläger nutzte für 
seine selbstständige Tätigkeit als 
Gutachter ein  Arbeitszimmer im Kel-
ler seines privaten Einfamilienhau-
ses. Der Raum entsprach nach seiner 
Funktion, Lage, baulichen Beschaf-
fenheit und Ausstattung dem Stan-
dard eines Wohnraumes: zwei mit 
Lichtschächten versehene Fenster, An-
schluss an das Heizsystem, für Wohn-
räume übliche Boden- und Wandbe-
läge, Einrichtung mit Büromöbeln. 

Bei der Ermittlung seiner Einkünfte 
aus selbstständiger Arbeit brachte 
der Kläger insgesamt 16,5% (an-
teilige Wohnfläche) der gesamten 
Gebäudekosten als Betriebskosten 
für das Arbeitszimmer in Abzug. Das 
Finanzamt wollte jedoch nur die Pau-
schale von 1.250 Euro anerkennen, 
mit der Begründung, die selbststän-
dige Tätigkeit stelle nicht den Mittel-
punkt der betrieblichen und berufli-
chen Tätigkeit des Klägers dar.

Der hiergegen erhobenen Klage 
wurde vom Finanzgericht teilweise 
stattgegeben. Es wurden jedoch bei 
der Ermittlung der Gesamtwohnflä-
che auch die übrigen Kellerräume 
einbezogen, so dass sich die Höhe 
der anzuerkennenden Betriebskosten 
für das Arbeitszimmer verringerten.
Die Revision des Finanzamts vor dem
 BFH blieb nicht nur erfolglos, son-
dern der BFH widersprach auch der 
Einbeziehung der übrigen nicht als 
Wohnraum ausgestatteten Kellerräu-
me in die Berechnung der Gesamt-
wohnfläche. Zudem stellte er fest, 
dass Versorgungsbezüge nicht in die 
Gesamtbetrachtung der beruflichen 
und betrieblichen Tätigkeit einbezo-
gen werden können, da diese kein 
Tätigwerden des Steuerpflichtigen 
erfordern.

Die Gutachtertätigkeit wurde somit als 
Mittelpunkt der betrieblichen und beruf-
lichen Tätigkeit des Klägers anerkannt.

76 Grundlagen des anwaltlichen 
Werberechts

Der neue § 7 BORA lautet wie folgt:
„§ 7 Benennung von Teilbereichen 
der Berufstätigkeit

161
(1) Unabhängig von Fachanwalts-
bezeichnungen darf Teilbereiche 
der Berufstätigkeit nur benennen, 
wer seinen Angaben entsprechende 
Kenntnisse nachweisen kann, die in 
der Ausbildung, durch Berufstätigkeit, 
Veröffentlichungen oder in sonstiger 
Weise erworben wurden. Wer quali-
fizierende Zusätze verwendet, muss 
zusätzlich über entsprechende theo-
retische Kenntnisse verfügen und auf 
dem benannten Gebiet in erhebli-
chem Umfang tätig gewesen sein.

(2) Benennungen nach Absatz 1 sind 
unzulässig, soweit sie die Gefahr 
einer Verwechslung mit Fachanwalt-
schaften begründen oder sonst irre-
führend sind.

(3) Die vorstehenden Regelungen 
gelten für Berufsausübungsgemein-
schaften nach § 9 entsprechend.“ 
Durch die Neufassung des § 7 
BORA ist die Unterscheidung in In-
teressen und Tätigkeitsschwerpunkte 
weggefallen. Mit der Aufgabe der 
bisherigen dreistufigen Qualitätsstu-
fenleiter sind Rechtsanwälte bei der 
Benennung von Teilbereichen ihrer 
Berufstätigkeit nicht mehr allein an 
die Begriffe Interessen und/oder Tä-
tigkeitsschwerpunkte gebunden.

162
Nach der Änderung des § 7 BORA 
stellt die Fachanwaltschaft auf der 
neuen Qualifikationsleiter die obers-
te Ebene dar, die nun als unterste 
Ebene „Teilbereiche der Berufstätig-
keit ohne qualifizierende Zusätze“ 
sowie „Teilbereiche der Berufstätig-
keit mit qualifizierende Zusätze“ als 
mittlere Ebene umfasst.

Praxistipp:
Sofern die entsprechenden Fach-

kenntnisse nachgewiesen werden 
können, dürfen nun umfassende 
Teilbereiche der Berufstätigkeit wer-
bewirksam benannt werden. Die 
bisherigen Begriffe „Interessen- und 
Tätigkeitsschwerpunkte“ dürfen aber 
auch weiterhin verwendet werden.

Rundfunkbeitrag ist
verfassungskonform
Drei Kläger aus Nordrhein-Westfa-
len sahen den Rundfunkbeitrag als 
verdeckte Steuer des Bundes an und 
wandten sich gegen die Erhebung 
der Abgabe durch den WDR im 
privaten Bereich. Das OVG Nord-
rhein-Westfalen hat die Berufung zu-
rückgewiesen und auch die Vorlage 
der Sachen an das Bundes-Verfas-
sungsgericht nach Art. 100 Abs. 1 
GG ausgeschlossen.

In seiner Urteilsbegründung führte 
das OVG aus, dass der Rundfunk-
beitragsstaatsvertrag generell ver-
fassungsgemäß sei. Die Gesetzge-
bungskompetenz für die Erhebung 
des Rundfunkbeitrags liege bei den 
Ländern, weshalb es sich nicht um 
eine (verdeckte) Steuer handle, die 
der Gesetzgebungskompetenz  des 
Bundes unterliegt.  Es sei vielmehr 
eine Gegenleistung für die individuelle 
Empfangsmöglichkeit öffentlich recht-
lichen Rundfunks, ein echter Beitrag, 
mit einer speziellen zweckgebundenen 
Finanzierungsfunktion nach einem be-
stimmten Verteilungsschlüssel.

Auch habe der Gesetzgeber davon 
ausgehen dürfen, dass der Rund-
funksempfang üblicherweise in Woh-
nungen und Betriebsstätten erfolge. 
Daher sei auch die Anbindung der Bei-
tragspflicht an diese Räumlichkeiten 
rechtmäßig und verstoße nicht gegen 
den allgemeinen Gleichheitsansatz. Es 
sei ja auch in besonderen Härtefällen 
die Beitragsbefreiung möglich (§ 4 
Abs. 6 Satz 1 RBStV), und es erfolge 
auch  eine Staffelung der Beitrags-
pflicht für Betriebsstätten nach An-
zahl der Beschäftigten.(Quelle: OVG 
Nordrhein-Westfalen, 2 A 2311/14, 2 
A 2422/14 und 2 A 2423/14)

KURZ GEMELDET
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ABGELTUNGSSTEUER BEI
DARLEHEN AN ANGEHÖRIGE
Zinseinnahmen aus privat gewährten 
Darlehen unterliegen grundsätzlich 
der Abgeltungssteuer von 25%. Die 
Abgeltungssteuer greift jedoch dann 
nicht, wenn Darlehensgeber sowie 
–nehmer einander nebenstehende 
Personen sind und soweit die Zinsauf-
wendungen beim Darlehensnehmer 
Betriebsausgaben oder Werbungskos-
ten darstellen. Dann unterliegen die 
Zinseinnahmen dem normalen Ein-
kommenssteuertarif (§ 32d Abs. 2 Nr. 
1 Buchst. A) EStG).

Fraglich ist hierbei, die der dem Au-
ßensteuerrecht entlehnte Begriff „na-
hestehende Person“ auszulegen ist. 
Die Finanzverwaltung subsummiert 
darunter auch Angehörige im Sinne 
von § 15 AO, z.B. Ehegatten, Kinder, 
Enkel und Geschwister. Dem ist nun 
aber der Bundesfinanzhof (BFH) in 
mehreren Urteilen entgegengetreten. 
Nach Auffassung des BFH stehen Per-
sonen einander nur dann nahe i. S. 
d. § 32d EStG, wenn die eine Person 
einen beherrschenden Einfluss auf die 
andere Person ausüben kann. Die be-
herrschte Person steht dann derart in 
einem Abhängigkeitsverhältnis, dass 
ihr kein eigener Entscheidungsspiel-
raum mehr bleibt. Allein daraus, dass 
es sich um Angehörige handelt, kann 
nicht auf ein „Nahestehen“ geschlos-
sen werden.

Vor diesem Hintergrund hat der BFH 
die Anwendung der Abgeltungssteuer 
auf der Seite des Darlehensgebers u. 
a. dann zugelassen wenn

•	 die Eltern bzw. Großeltern ihrem 
Sohn und ihren Enkeln ein Darle-

hen zum Kauf einer fremdvermie-
teten Immobilie gewähren.

•	 der Ehemann bzw. Vater einer 
Ehefrau und seinen volljährigen 
Kindern ein Darlehen zum Kauf ei-
ner Mietimmobilie gewährt.

•	 eine Schwester ihrem Bruder einen 
Kaufpreis verzinslich stundet.

In all diesen Fällen lag eine vom BFH 
geforderte, entscheidende Vorausset-
zung vor. Die Beteiligten hatten jeweils 
einen fremdüblichen Darlehensver-
trag abgeschlossen und diesen auch 
tatsächlich durchgeführt, d. h. insbe-
sondere die vertraglich vereinbarten 
Zins- und Tilgungsraten gezahlt. Dass 
die Verträge keine Regelungen zur Be-
sicherung der Darlehen und zu Vor-
fälligkeitsentschädigungen enthielten, 
beanstandete der BFH nicht. Nur Ver-
träge, die einem Fremdvergleich nicht 
standhalten, können der Besteuerung 
nicht zugrunde gelegt werden.

Wer die Rechtsprechung des BFH zum 
Anlass für den Abschluss solcher Dar-
lehensverträge nimmt, muss dennoch 
mit einer Auseinandersetzung mit dem 
Finanzamt rechnen. Bislang wurden 
die Urteile nicht amtlich veröffentlich; 
sie werden daher von den Finanzäm-
tern noch nicht angewendet. Da sich 
die Finanzverwaltung der Anwendung 
jedoch nicht auf Dauer entziehen 
kann, ist nicht auszuschließen, dass 
die steuerzahlerfreundliche Rechtspre-
chung durch eine Gesetzesänderung 
ausgehebelt wird.

Quelle: 
Geißler Steuerberatungsgesellschaft, 
89364 Rettenbach.

Vom Kundenparkplatz
abgeschleppt
Wenn widerrechtlich auf Kunden-
parkplätzen geparkte Fahrzeuge 
abgeschleppt werden, so kann dies 
ganz schön teuer werden. Es kön-
nen nämlich nicht nur die reinen Ab-
schleppkosten in Rechnung gestellt 
werden sondern auch die Aufwen-
dungen, die bei der Vorbereitung des 
Abschleppvorgangs entstanden sind. 
So ein Urteil des Bundesgerichtshofs 
(BGH).Hierzu zählen zum Beispiel 
die Ermittlung des Halters des wider-
rechtlich abgestellten Fahrzeugs, die 
Suche und Verständigung eines ge-
eigneten Abschleppunternehmens, 
die Besichtigung des Fahrzeugs von 
innen und außen, die Untersuchung 
auf eventuelle Vorschäden und die 
die Überprüfung des Fahrzeugs auf 
Sicherung gegen unbefugtes Be-
nutzen. Nicht berechnet werden 
dürfen jedoch Aufwendungen für 
Bearbeitung und außergerichtli-
che Abwicklung des Anspruchs auf 
Schadensersatz oder die Kosten für 
die Überwachung des Grundstücks 
zum Schutz gegen unberechtigtes 
Parken. Allerdings muss ein Falsch-
parker nicht jeden beliebigen Betrag 
begleichen um wieder in den Besitz 
seines abgeschleppten Fahrzeugs 
zu kommen. Das Wirtschaftlichkeits-
gebot beschränkt die Erstattung auf 
solche Kosten, die ein verständiger 
und wirtschaftlich denkender Mensch 
anstelle des Grundstücksbesitzers in 
Rechnung stellen würde. Außerdem 
dürfen nur die ortsüblichen Kosten 
für das Abschleppen und alle wei-
teren berechneten Positionen  an-
gesetzt werden. (BGH,  AZ: V ZR 
229/13)

KURSE AKTUELL

Alle Seminar-Termine finden Sie unter
fahrlehrerweiterbildung.de
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Qualitätssteigerung der Fahrausbil-
dung  durch Uniformierung? 
Berufsverbände wie der Interessen-
verband Deutscher Fahrlehrer e. V. (IDF) 
decken ein breites Spektrum an berufs-
relevanten Entwicklungs- Informations- 
und Beratungsaufgaben ab. 

„Gerade der IDF kümmert sich um 
eine kontinuierliche Qualitätssiche-
rung bei der Ausbildung von Fahr-
lehrern und Fahranfängern. Im Mit-
telpunkt stehen dabei praktikable 
Maßnahmen mit hoher Wirksamkeit 
bei der Verkehrssicherheit in Verbin-
dung mit Faktoren wie Kosten, Bü-
rokratieabbau und einer angemes-
senen Fahrschulüberwachung“, so 
die Vorstände des Verbands, Robert 
Klein und Wolfgang Hesser. Die da-
mit verbundene, laufende Professio-
nalisierung des Berufsstands ist Basis 
für wachsendes Ansehen und Ver-
trauen in der Gesellschaft.  
 
Beim IDF bilden Praxiserfahrungen 
und die beständige Einbeziehung  
neuer Forschungsergebnisse die 
Grundlage für zahlreiche Eingaben 
und Verbesserungsvorschläge an 
staatliche Institutionen. Dabei achtet 
die Vereinsspitze  peinlichst darauf, 
dass die Anregungen keine unnö-
tigen Reglementierungen oder Be-
lastungen für den Berufsstand nach 
sich ziehen, die letztlich nichts mit 
Verkehrssicherheit zu tun haben. Die 
Überlegungen zur Erstellung eines 
Curriculums mit verbindlichen Aus-
bildungsinhalten und festgelegter 
Ausbildungsdauer bergen Chancen 
aber auch hohe Risiken. Wenn die 
Fahrlehrer- und Fahranfängeraus-
bildung curricular formalisiert wird, 
sollte dies keinesfalls kleinschrittig 
erfolgen, sondern sich auf die For-
mulierung verbindlicher Kernkom-
petenzen beschränken. Damit wäre 
auch zukünftig eine situationsange-
passte individuelle  didaktisch- me-
thodische Gestaltung gewährleistet. 
Dies entspräche damit der gängigen 
Praxis anderer Bildungsbereiche wie 

etwa dem Lehrplan unserer Schu-
len. Der Trend bei  Reglementierun-
gen von Ausbildungsinhalten geht 
zu „weniger ist  mehr“. Da sollte der 
Berufsstand der Fahrlehrer keinesfalls 
ausscheren. Außerdem setzt der IDF 
auf die Einbeziehung aller Fahrleh-
rerverbände bei der Erstellung eines 
curricularen Leitfadens durch das Ver-
kehrsministerium, wie es eben für ei-
nen demokratischen Rechtsstaat an-
gesagt ist: Gleiches Mitspracherecht 
für alle Betroffenen, von Anfang an!

Rechte berufstätiger
Rentner gestärkt
Das Arbeitsverhältnis von Arbeit-
nehmern, die nach Erreichen des 
Rentenalters weiterarbeiten, ist nicht 
zwangsläufig befristet. Wenn es sich 
dabei jedoch um die Einarbeitung 
eines Nachfolgers handelt, so liegt 
nach einem Urteil des Bundesar-
beitsgerichts (BAG) Erfurt ein sachli-
cher Grund für eine Befristung vor.
(AZ 7 AZR 17/13).

Kläger war ein heute 70-Jähriger, 
der 2010 das Rentenalter erreichte.

Normalerweise ist in  Arbeits- oder 
Tarifverträgen festgelegt, dass das 
Beschäftigungsverhältnis mit Errei-
chen des Rentenalters endet.  Nach-
dem beim Kläger eine solche Re-
gelung jedoch fehlte, konnte sein 
Arbeitsverhältnis unbefristet weiter-
laufen. Er vereinbarte jedoch nach 
Erreichen des Rentenalters mehrmals 
eine Befristung seiner Weiterbeschäf-
tigung. 

Nach Anmeldung seiner Privatinsol-
venz wollte er diese nicht mehr ak-
zeptieren,  mit der Begründung, es 
habe kein sachlicher Grund für die 
Befristung vorgelegen. Das Landes-
arbeitsgericht Berlin entschied je-
doch, dass bereits das Erreichen des 
Rentenalters als sachlicher Grund zu 
werten ist.

Das BAG widersprach dieser Auffas-
sung und verwies das Verfahren wie-
der zurück an die Vorinstanz.

Verdachtskündigung eines
Ausbildungsverhältnisses
Besteht der dringende Verdacht 
einer schweren Pflichtverletzung 
des Auszubildenden, so kann dies 
nach § 22 Abs.2 Nr. 1 Berufsbil-
dungsgesetz (BBiG) einen wichtiger 
Grund für die Kündigung des Aus-
bildungsvertrages darstellen.

Dabei muss der Verdacht so gear-
tet sein, dass er auch bei Berück-
sichtigung der Besonderheit des 
Ausbildungsverhältnisses dem Aus-
zubildenden die Fortsetzung der 
Ausbildung objektiv unzumutbar 
macht.

Der Kläger, der sich bei der Be-
klagten ein knappes Jahr in Ausbil-
dung zum Bankkaufmann befand, 
zählte das Geld, das sich in den 
Nachttresorkassetten einer Filiale 
befand. Wegen eines Fehlbetrags 
wurde er zu einem Personalge-
spräch beordert. Dort nannte er 
den exakten Fehlbetrag von 500 
Euro, obwohl ihm diese korrekte 
Summe überhaupt noch nicht ge-
nannt worden war.

Daraufhin wurde ihm infolge der 
Offenbarung von Täterwissen we-
gen des begründeten Verdachts der 
Unterschlagung des Fehlbetrags 
gekündigt.

Der Kläger hielt diese auf einen 
Verdacht basierende Kündigung für 
unwirksam. Er monierte unter an-
derem, dass er vor dem fraglichen 
Gespräch nicht über den Anlass in-
formiert worden sei und auch nicht 
aufgeklärt worden sei, dass er eine 
Vertrauensperson hinzuziehen kann.

Das Landesarbeitsgericht Rhein-
land-Pfalz wies die Klage ab, und 
auch die Revision vor dem Sechs-
ten Senat des Bundesarbeits-
gerichts (BAG) blieb erfolglos.
Sämtliche Maßnahmen der Bank, 
insbesondere auch die Anhörung 
des Klägers, wurden als fehlerfrei 
gesehen. (BAG-6 AZR 845/13)

KURZ GEMELDET
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ANZEIGE

Buchnachweis
bei Ausfuhrlieferungen
Ausfuhrlieferungen in Staaten außer-
halb der EU sind nur dann umsatz-
steuerfrei, wenn der vorgeschriebene 
Buchnachweis erbracht wird.

Dies ist nach Auffassung des Bundes-
finanzhofs (BFH) grundsätzlich bereits 
dann der Fall, wenn die Rechnung 
über die Ausfuhrlieferung auf einem 
separaten Konto verbucht und dabei 
die Rechnungsnummer aufgezeichnet 
wird. Es kommt nicht darauf an, ob 
der Exporteur ein Warenausgangs-
buch geführt hat.

Der Buchnachweis muss grundsätz-
lich bis zu dem Zeitpunkt vorliegen, 

zu dem der Unternehmer die Voran-
meldung für den Voranmeldungszeit-
raum der Ausfuhrlieferung abzuge-
ben hat.

Danach kann der Buchnachweis nur 
noch korrigiert oder ergänzt werden; 
dies ist bis zum Schluss der letzten 
mündlichen Verhandlung vor dem 
Finanzgericht zulässig. Bis zu diesem 
Zeitpunkt kann auch der Belegnach-
weis nachgeholt werden.

Quelle:  Geißler Steuerberatungsge-
sellschaft, 89364 Rettenbach.

Urlaub aus Vollzeitbeschäftigung 
bleibt bei Teilzeit erhalten
Ein Mitarbeiter im öffentlichen Dienst 
wechselte von Vollzeit auf Teilzeit und 
arbeitete statt fünf Tage nur noch vier 

Tage pro Woche. Der Arbeitsgeber 
wollte ihm daher seinen Jahresurlaub, 
den er noch nicht genommen hatte, 
von 30 Tagen auf 24 Tage kürzen, und 
zwar mit der Begründung, dass dies bei 
einer Vier-Tage-Woche exakt den tarif-
lich vereinbarten sechs Urlaubswochen 
entspreche.

Das Bundesarbeitsgericht schloss sich 
in dieser Frage der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs an: Die 
entsprechende Tarifklausel wurde als 
unwirksam gesehen, da sie zu einer 
unzulässigen Diskriminierung von Teil-
zeitarbeit führe. 

Die während einer Vollzeitbeschäfti-
gung erworbenen Urlaubstage bleiben 
beim Wechsel in Teilzeit in vollem Um-
fang erhalten.  (AZ: 9 AZR 53/14 (F))

KURZ GEMELDET



Fahreignungsseminar

SRK-Seminarleiterhandbuch und Teilnehmerun-
terlagen für die Durchführung des verkehrspäda-

gogischen Teils sofort erhältlich.

Das Konzept ist wissenschaftlich geprüft, staatlich 
genehmigt und orientiert sich an der Anlage 16 

zu § 42 Abs. 2 FeV

Mit Erwerb des Handbuchs erhalten Sie auch das 
Recht, die Teilnehmerunterlagen zu kopieren. 

Sie bekommen diese auch kostenlos in digitaler 
Form zugestellt, damit sie sie für Ihre Fahreig-

nungsseminare ausdrucken können.

Preis:130 Euro inkl. gesetzl. MwSt. 
und Versandkosten

Ihre Bestellung können Sie telefonisch aufgeben 
unter Nr. 08221 - 3 19 05  (Mo-Fr. 10-17 Uhr)


